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Cannabiskonsum in der Öffentlichkeit; 
Anwendung der Konsumverbote nach § 5 Konsumcannabisgesetz 
im Zusammenhang mit Volksfesten und ähnlichen Großveranstal-
tungen 
 

Mit dem Inkrafttreten des Konsumcannabisgesetzes (KCanG) wurde der 

Cannabiskonsum in der Öffentlichkeit unter den Einschränkungen der 

Konsumverbote nach § 5 KCanG legalisiert.  

Gleichwohl ist gemäß § 5 Abs. 1 KCanG der Konsum von Cannabis in 

unmittelbarer Gegenwart von Minderjährigen verboten. Der Gesetzesbe-

gründung nach ist unter unmittelbarer Gegenwart eine gleichzeitige, vor-

sätzliche enge körperliche Nähe der konsumierenden Person und einem 

oder mehreren Kindern oder Jugendlichen am gleichen Ort oder in unmit-

telbarer räumlicher Nähe zueinander zu verstehen. Der Gesetzgeber 

wollte hier in besonderem Maße dem Kinder- und Jugendschutz Rech-

nung tragen und jegliche negativen Vorbildwirkungen ausschließen. 
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In Anbetracht der in der Regel allgemeinen Zugänglichkeit von Veranstal-

tungsgeländen bei Großveranstaltungen und des breite Bevölke-

rungsteile, insbesondere Familien, ansprechenden unterhaltenden Cha-

rakters von Volksfesten und ähnlichen Großveranstaltungen ist regelmä-

ßig anzunehmen, dass auf solchen Veranstaltungen auch Minderjährige 

zugegen sind. Ebenso ist aufgrund der üblicherweise vorhandenen Lauf-

geschäfte und des allgemeinen Publikumsverkehrs regelmäßig anzuneh-

men, dass sich Kinder oder Jugendliche in unmittelbarer räumlicher Nähe 

zu erwachsenen Besucherinnen und Besuchern der genannten Veran-

staltungen befinden.  

Daher ist auf den genannten Veranstaltungen der jeweilige Hausrechts-

inhaber bzw. Veranstalter verpflichtet, durch geeignete Maßnahmen si-

cherzustellen, dass es nicht zu Verstößen gegen § 5 Abs. 1 KCanG 

kommt. Diese Verpflichtung kann, falls etwa umfassende Kontrollmaß-

nahmen dem Veranstalter bzw. Hausrechtsinhaber zu aufwändig und 

personalintensiv sind, auch in einem generellen Cannabis-Konsumverbot 

bestehen. 

Soweit die o.g. Veranstaltungen auf einem Gelände der in § 5 Abs. 2 

KCanG genannten Einrichtungen stattfinden, sind darüber hinaus die Ab-

standsregelungen nach § 5 Abs. 2 KCanG anzuwenden. Der demgemäß 

gebotene Abstand von einhundert Metern reicht in derartigen Fällen 

grundsätzlich auch über das Veranstaltungsgelände hinaus. Soweit die 

Veranstaltung zudem in einem funktionalen Zusammenhang mit der Ein-

richtung gem. § 5 Abs. 2 KCanG steht, ist für die Dauer der Veranstaltung 

das tatsächlich für die Veranstaltung genutzte Gelände für die Bemes-

sung des Abstands nach § 5 Abs. 2 Satz 2 KCanG zugrunde zu legen. 

Im Auftrag 

 

Lars Ehm 


